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Unflätigſte Beſchimpſung des Reichs-
Jnnenminiſters durch die Linkspreſſe

Wahlkampftrupps ſollen ſämtliche Wahlverſammlungen ſtören Möglichſt
vor Eintreffen der Polizei ſoll „ganze Arbeit“ geleiſtet werden Die Wahl-
kampftrupps mit falſchen Andwae her harmlos klingende Sportvereine

verſehen
(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)

ka. Verlin, 19. April.
Der zuſtändige Senat des Reichsgerichts wird, wie ange

kündigt, in wenigen Tagen über den Proteſt Preußens und
einiger weiterer linksregierter Staaten gegen das Verbot des
RotFrontbundes durch den Reichsinnenminiſter entſcheiden.
Während ſich nun die Blätter der Linken gegen das Verbot
wenden und den Reichsinnenminiſter in unflätigſter Weiſe be
ſchimpfen, bereitet die Bundesleitung von RotFront in aller
Ruhe ihren Kriegsplan für den kommenden Wahlkampf vor.
Wir erfahren hierzu folgende Einzelheiten:

Jnnerhalb des Bundes iſt eine vollſtändige Organiſation zur
Störung ſämtlicher Wahlverſammlungen eingerichtet worden.
Die Mitglieder ſind in ſogenannte Wahlkampftrupps eingeteilt.
Die Hälfte eines Trupps ſoll ſich nach den bis jetzt erteilten Jn
ſtruktionen in den betreffenden Wahllokalen aufhalten und durch
fortgeſetzte Zwiſchenrufe die Verſammlungsredner ſtören.
Die andere Hälfte hat ſich vor dem Lokal aufzuhalten, um ge
gebenenfalls die Redner und Verſammlungsleiter beim Verlaſſen
des Lokals zu überfallen und zu verprügeln. Die Leitung des
Rot-Front-Vundes geht dabei davon aus, daß außer in Berlin
auch in vielen größeren Städten des Reiches die Polizeibehörden

im Gegenſatz zu früher keine Beamten in die Wahl
verſammlungen ſchicken. Die Kommuniſten hoffen auf dieſe
Weiſe bis zu etwaigem Eintreffen von Polizeimannſchaften be
reits „ganze Arbeit“ getan zu haben. Um das Verbot des Bundes
zu umgehen, hat dieſer ferner ſeine Mitglieder mit falſchen Aus-
weiſen ausgerüſtet, die auf die Namen harmlog klingender Sport
vereine ausgeſtellt worden ſind.

Aus den Hetzreden, die die Kommuniſten jetzt allenthalben
auf offener Straße halten, iſt außerdem zu entnehmen, daß ſie
unter allen Umſtänden dafür Sorge tragen wollen, die Wähler-
ſchaft am Wahltage vom Aufſuchen der Wahllokale überhaupt
abzuhalten,. Nötigenfalls wollen ſie mit Handgranaten, Pflaſter-
ſteinen und Luflbüchſen gegen die Wähler vorgehen.

Jnfoldedeſſen wird der Ruf nach Maßnahmen zur Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung immer lauter.
Dem Treiben der Kommuniſten ruhig zuzuſehen, hieße ja direkt
gegen die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung verſtoßen.

Die roten „Meſſerhelden“
von Altenburg

Altenburg, 19. April.
Die beiden bei dem Stahlhelmtag am Sonntag von Kom

muniſten überfallenen und durch Meſſerſtiche ſchwerverletzten
Stahlhelmleute befinden ſich immer noch im Krankenhauſe. Der
am ſchwerſten verletzte 17jährige Werner Stephan aus Aue
bei Zeitz, der zwei Stiche in die Lunge und einen Stich in den
Nacken erhielt, iſt immer noch von hohem Fieber befallen, doch
hofft man, ihn durchzubringen, während es dem anderen, dem
durch Stiche in den Rücken verwundeten Hermann Schwarz aus
Remda bei Rudolſtadt befriedigend geht. Die wegen der Ueber
fälle verhafteten vier Kommun' ſten leugnen immer noch die
Tat, trotzdem die Beweiſe erdrückend ſind. Der Hauptübeltäter
Maiwald aus Leipzig trug außer einem Revolver einen blutigen
Dolch und einen ſogenannten Totſchläger bei ſich. Alle vier
Verhafteten werden überdies wegen Landfriedensbruches unter
Anklage geſtellt Der mitverhaftete Arbeiter Mahler aus Langen
leubaNiederhain verſuchte in der Nacht einen Ausbruch aus
dem Gefängnis, ſein Vorhaben konnte aber in letzter Minute
vereitelt werden.

Bayern und Württemberg verbieten
den Rot-Frontkämpferbund

Die Länder, in denen noch Ordnung und Vernunft herrſchen!
Telegraphiſche Meldung.)

Berlin, 19. Kpril.
Die bayeriſche und die württembergiſche Staats

regierung haben dem Erſuchen des Reichsinnenminiſters

von Keudell ſtattgegeben und den Roten Front
kämpferbund verboten.

Während ſich einige Länderregierungen noch immer nicht
entſchließen können, dem nur allzu berechtigten Erſuchen des
Reichsinnenminiſters auf Verbot des Roten Frontkämpferbundes
nachzukommen und einige linksregierte Staaten, an der Spitze
natürlich das Preußen des Herrn Braun, ſogar die Forderung
Keudells abgelehnt haben, kommt aus Süddeutſchland die er-
freuliche Meldung von dem Verbot der roten radikalen Organi-
ſation durch Bayern und ürttemberg. Dieſe beiden Länder
beweiſen mit dieſem Schritt, daß ſie gewillt ſind, Ordnung zu
halten und die Bevölkerung vor Willkürakten der roten Elem te
zu ſchützen. Bayern insbeſondere war immer vorbildlich, denn
es hat ja am eheſten verſpüren mäſſen, wie eine Herrſchaft der
Kommuniſten ſich auswirkt. Hoffentlich folgen dem Beiſpiel der
beiden ſüddeutſchen Ordnungsſtaaten nun ſchleunigſt auch andere
Länder.

Wer trägt die Schuld?
(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)

ka. Berlin, 19. April.
Die „Germania“ wendet gegen das Erſuchen des Reichs

innenminiſters, den Roten Frontkämpferbund zu verbieten, ein,

daß damit Differenzen zwiſchen Reich und Länder getragen
würden, ſo daß es im Ergebnis nicht wenig ausmache, wenn die
Mitglieder des Roten Frontbundes als K. P. D.-Leute mit Ab-
eichen in den Straßen marſchierten. Dieſe Einwendungennd unbegründet. Es iſt ein größerer Unterſchied, ob eine

organiſierte Kampfgruppe oder Parteimitglieder auf der
Straße marſchieren. Wenn die „Germania“ erklärt, daß
Differenzen zwiſchen Reich und Ländern in den Wahlkampf ge
tragen werden, ſo liegt die Schuld einzig bei jenen Regierungen,die in ihren Ländern nicht für Ruhe und Ordnung ſorgen

Rieſenprozeß gegen Rotfrontkämpfer
Mit Schußwaffen und Zaunlatten gegen Stahlhelmleute.

Telegraphiſche Meldung.
Bochum, 19. April.

Vor der Eſſener Strafkammer wird zurzeit ein Land
friedensbruchprozeß größten Ausmaßes verhandelt. Unter An
klage ſtehen 17 Rotfrontkämpfer aus dem Eſſener Revier, die im
September auf einen Zug Stahlhelmer einen ungewöhnlich
rohen Angriff ausführten. Zu dem Prozeß ſind nicht weniger
als 190 Zeugen geladen. 14 Tage ſind für dieſen Rieſenprozeß
in Ausſicht genommen. Jm Sitzungsſaal hat eine Reihe Stahl-
helmmitglieder Platz genommen, die bei dem Angriff mehr oder
weniger ſchwer verletzt wurden.

Die Mitglieder des Roten Frontkämpferbundes hatten die
Stahlhelmer in heimtückiſcher Weiſe auf dem Heimmarſch nach
Gelſenkirchen mit Schußwaffen, Zaunlatten und anderen Werk

eugen überfallen. Es kam zu einer förmlichen Schlacht. Schließ-
ich blockierten die Rotfront-Leute eine Gaſtwirtſchaft, in der ſie
die Stahlhe wleute vermuteten.
nicht niet- und nagelfeſt war.
weniger ſchwere Verletzungen.

830 Perſonen erlitten mahr oder
Sie zertrummerten alles, was

Der Kriegsplan des RotFrontkämpferbundes
Ein „Anſchlag“

auf „harmloſe Kinder“
Es iſt wieder einmal das alte Bild. Preußen ſabotiert

Maßnahmen, die von einer Reichsſtelle ausgehen, und rühmt
ſich dieſes Handelns noch. Der preußiſche Jnnenminiſter hat
dem Reichsminiſterium des Jnnern mitgeteilt, daß er dem
Erſuchen auf ein Verbot des Roten Frontkämpferbundes
nicht entſprechen werde und hat im Verfolg dieſer ablehnen-
den Haltung die Entſcheidung des Staatsgerichtshofes ange
rufen. Eine Reihe anderer mehr oder minder ſozialiſtiſch
regierter Länder ſind dem Beiſpiel Preußens gefolgt. Man
darf annehmen, daß der Staatsgerichtshof ſeine Entſcheidung
beſchleunigen wird; aber wenn die Friſt auch noch ſo kurz iſt,
ſo iſt der Aktion gegen die militäriſche rote Organiſation
doch eigentlich ſchon das Rückgrat gebrochen. Gewiß, das
Verbot muß unbedingt durchgeführt werden; es muß durch-
geführt werden aus Gründen der Staatsautorität, und weil
der Tatbeſtand einer hochverräteriſchen Unternehmung ganz
unzweifelhaft nachgewieſen werden kann. Es muß auch
durchgeführt werden, um die Freiheit der Wahlen zu ſichern.
Aber ſeine Durchführung kann unter den nun jetzt einge-
tretenen Umſtänden nicht mehr den gleichen durchſchlagenden
Erfolg haben, wie er eingetreten wäre, wenn Preußen und
die anderen Länder ſofort und unmittelbar dem Erſuchen des
Reichsinnenminiſters entſprochen hätten. Da der Staats-
gerichtshof zum Schutze der Republik, der heute ein Senat
des Reichsgerichts iſt, die vom Reichsminiſterium des Jnnern
gegebene Begründung ſicher ſich zu eigen machen wird, ſo
kann durch die preußiſche Ablehnung der Rot-Frontkämpfer-
bund kaum von ſeinem verdienten Schickſal errettet werden.
Gerettet für ihn und für die ganze bolſchewiſtiſche Bewegung
in Deutſchland ſind aber bereits die Organiſationspläne und
andere Geheimakten, ſowie die Kriegskaſſe, die durch einen
ſchnellen Zugriff der Behörden vor dem Verſchwinden be
wahrt geblieben wären. Aber der Rotfrontkämpferbund hat
ja zudem noch durch ein demokratiſches Blatt, dem man
beſonders gute Beziehungen zu preußiſchen Stellen nachſagt,
ſchon vorher eine freundliche Warnung erhalten. Dieſe
Warnung iſt von hellhörigen Ohren ſicher richtig verſtanden
und ſofort befolgt worden. Steht es doch außerdem feſt, daß
amtliche preußiſche Stellen auf die erſten Anfragen hin
bereits rückhaltlos der Oeffentlichkeit von dem Erſuchen des
Reichsinnenminiſters Kenntnis gaben und ſomit eine An
gelegenheit, die unter allen Umſtänden bis zu ihrem Abſchluß
mit größter Vertraulichkeit hätte behandelt werden müſſen,
an die große Glocke hingen. Das iſt wirklich kein Ruhmes-
blatt, und man darf wohl erwarten, daß nun das deutſche
Bürgertum ſich aufrafft und den ſozialiſtiſchen Machthabern
in den verſchiedenen Ländern ihr Verhalten gebührend
ankreidet. Jm übrigen verſucht man, insbeſondere von
demokratiſcher Seite her, einen Zwieſpalt im Reichskabinett
zu konſtruieren und den Reichsinnenminiſter v. Keudell in
Gegenſatz zu den anderen Miniſtern zu bringen. Das iſt
vergebene Liebesmüh'. Der Reichsinnenminiſter, als der
Polizeiminiſter, hat ſelbſtverſtändlich im Rahmen ſeiner
Reſſortaufgaben ſelbſtändig gehandelt, aber er hat ebenſo
ſelbſtverſtändlich gemäß der Beſtimmung des Artikels 56 der
Reichsverfaſſung den Reichskanzler unterrichtet und natür
lich auch den Miniſtern, deren Reſſorts berührt werden
könnten, die entſprechenden Eröffnungen gemacht. Die
Gegenfrage iſt wohl erlaubt, ob der Herr preußiſche Jnnen-
miniſter im Einvernehmen mit dem preußiſchen Kabinett
oder ganz aus eigener Entſchließung heraus die Rettungs-
aktion für den Rot-Frontkämpferbund unternommen hat.

Urteil im Streit
um das Hindenburgbild

Der Streit um das Hindenburg-Bild, die Klage, die der
Verlag Ullſtein gegen die Verlagsanſtalt Otto Elsner wegen
deren Wiedergabe des in der Berliner Jlluſtrierten Zeitung ver-
öffentlichten Hindenburg-Bildes anläßlich des Feſtmahls für den
afghaniſchen König und der daran geknüpften Kritik angeſtrengt
hatte, iſt heute gerichtlich entſchieden worden. Der Verlag Ullſtein
verlangte die Entſcheidung über den Erlaß einer einſtweiligen
Verfügung gegen die Weiterverbreitung mit der Behauptung,
es handele ſich um eine Nachzeichnung aus der Berliner Jllu-
ſtrierten Zeitung. Das Gericht hat den Antrag des Klägers auf
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung gegen die Firma Otto
Elsner koſtenpflichtig abgewieſen. Jm übrigen wird die noch
ſchwebende Klage nochmals Gegenſtand der Verhandlung in einem

auf dem 28. April ſtattfindenden Haupttermin ſein.



Berlin, 19. April,
Neben den Parteiaufrufen veröffentlicht die Deutſchnationale

Volkspartei eine Entſchließung zur Argrarpolitik, in der nach
ſtehende Forderungen aufgeſtellt werden:

I. Zur Zoll und Handelspolitik.
Grundſätzliche Abkehr vom gegenwärtig noch maßgebenden

handelspolitiſchen Syſtem mit dem Ziel eines tatſächlichen Aus
gleichs der Handels und Zahlungsbilangz; Rückkehr zur auto
nomen Regelung der landwirtſchaftlichen Zollſätze; beſchleunigte
Vorbereitung eines dem zollpolitiſchen Rüſtzeug anderer Staaten
angepaßten neuen Zolltarifs; in der Zwiſchenzeit Ablehnung
jedes neuen Handelsvertrages, der der Landwirtſchaft neue
Opfer auferlegt, und keine internationalen Bindungen, die die
Freiheit unſerer Hahdelspolitik beengen; Aufhebung der Umſatz-
ſteuerfreiheit für die Einfuhr von Agrarprodukten! wirkſame
veterinärpolizeiliche Maßnahmen zum Schutze unſerer Viehbe
ſtände gegen Seucheneinſchleppung; gleichmäßige Handhabung der
Beſtimmungen des Fleiſchbeſchaugeſetzes für Jn und Auslands-
fleiſch.

II. Steuerpolitik.
Die wichtigſte ſtaatliche Maßnahme, welche die Erzeugungs

koſten vermindern könnte, iſt ſtrengſte Sparſamkeit der öffent-
lichen Hand als Grundlage für die Senkung und gerechte Ver

der öffentlichen Laſten. Hierfür ergeben ſich folgende
iele:

Begrenzung der Geſamtſteuerlaſt nach der Leiſtungsfähigkeit
der Wirtſchaft, Zahlung von Steuern aller Art nur aus dem tat
ſächlichen Ertrag ohne Rückgriff auf die Subſtanz; Verteilung der
Schul, Straßen- und Strombaulaſten auf tragfähigere und
breitere Schultern. Uebernahme der perſönlichen Schullaſten
auf den Staat unter Abänderung des Finanzausgleichs zwiſchen
Reich, Ländern und Gemeinden; Einkommenbeſteuerung nach
mehrjährigem Durchſchnitt; Berechtigung der Kommunen zur
Erhebung von Zuſchlägen zur Einkommenſteuer und zur gleich-
mäßigen ſteuerlichen Erfaſſung jetzt ſteuerfreier Einkommen;
Abbau der ſtaatlichen Grundvermögensſteuer oder gleichartiger
Steuern; keine Wohnungsbauabgabe auf dem Lande; Abbau
der Hauszinsſteuer auf landwirtſchaftliche Betriebs- und Wohn

ude in allen Ländern; keine Zugtier- und Geſpannſteuern;
ſtfetzung der Steuern für nicht buchführende Landwirte nicht

dem Durchſchnitt der buchführenden Betriebe und unter
voller Berückſichtigung des tatſächlichen Betriebsaufwandes; Ver
ſtärkung des Rechtsſchutzes, namentlich gegen ungeſetzliche Ver
anlagungen (Zuſtellungen, Friſten, Rechtsmittel) in Keich,
Ländern und Gemeinden.

II. Sozialpolitik und ſoziale Geſetzgebung.
Die beſte Sogialpolitik iſt eine geſunde, arbeitſchaffende Wirt

ſchaftspolitik. Wir fordern: Ueberprüfung der ſozialen Verſchernngegeſehgebung mit dem Ziel, jeglichen Leerlauf zu ver

meiden, den unproduktiven Verwaltungsaufwand auf ein Mindeſt
maß herabzuſetzen, ohne die notwendigen Leiſtungen zu ver
mindern Verhinderung des Mißbrauchs der ſozialen Verſicherung
durch Anpaſſung, insbeſondere der Arbeitsloſenverſicherung, an
de nheiten des landwirtſchaftlichen Berufs.

IV. Ländliche Erbeiterfrage.

Die Landwirtſchaft muß zur Abdämmung der Landflucht in
die Lage verſetzt werden, die Löhne der Landarbeiter ſo zu ver
beſſern, daß zur Abwanderung in die Induſtrie kein Anreiz
mehr gegeben iſt; die Vorausſetzungen n eine durchgreifende
Beſſerung des Wohnungsweſens der Landarbeiter zu ſchaffen.
(Hergabe von igen Krediten zum Londarbeiterwohnungau,
Verbilligung der erſten Hypotheken für den Eigenheimbau, Ver-
einfachung des Verfahrens, Fortführ ung der Lardoebeiterſied-
lung, Schaffung von Ledigenheimen für die Jungarbeiter und
Arbeiterinnen ſowie von Altersheimen); eine umfaſſende
Berufsſchulung der jungen Landarbeiter durchzuführen; daß
kulturelle und geſellſchaftliche Leben auf dem Lande unter be-

FSeuilleton
Halle, 20. April.

Halles Voden- und Waſſerverhältniſſe
Profeſſor Holdefleiß ſpricht im „Gartenbau-Verein.“

Jn der am Mittwoch abgehaltenen Mitgliederverſammlung
des „Gartenbau- Vereins Halle“ ſetzte Profeſſor Holdefleiß
ſeine bereits früher begonnenen Ausführungen fort und ging ins
beſondere auf die Bodengeſtaltung und die Waſſerverhältniſſe
unſerer Stadt und ihrer nächſten Umgebung ein.

„Das eigentliche alte Halle“, ſo führte der Vortragende
aus, liegt im ſogenannten Tale, durch das ſich eine tiefere
Halde hinzieht, in der ſich die Ortſchaften Glaucha, Trotha
und andere anſiedelten. Die weitere Entwicklung der Stadt voll
zog ſich dann an den Abhängen, die beiderſeits der Saale an
ſteigen, ſo daß die heutige Stadt von einer beſonders günſtig ge-
legenen Stelle aus einen vorzüglichen Rundblick geſtattet. Außer-
halb dieſer Abhänge finden wir ein beinahe ebenes Plateau, das
ſich beſonders nach Süden hin erſtreckt und hier und dort von
ſogenannten Kanzeln durchſetzt iſt, die im allgemeinen als
Berge bezeichnet werden, trotzdem ſie nur von einer Seite als
ſolche wirken, wie dies beſonders beim Galgenberg in
Erſcheinung tritt.

Für die Kultivierung dieſes Plateau iſt es von Be-
deutung, daß ſeine ebene Beſchaffenheit von mehreren Abſtufungen
unterbrochen wird, die ſich beſonders auf die Waſſerverhältniſſe
günſtig auswirken. Vor den Einflüſſen der Winde und Witterungs-
verhältniſſe geſchützte ſogenannte Quertäler ziehen ſich von
hier aus neben dem ganzen Lauf der Saale hin, wie z. B. das Tal
von Wittekind, die Brunnenſtraße, Händelſtraße, Mühlweg u. a..
Sie charakteriſieren ſich beſonders dadurch, daß Aepfel, Kaſtanien,
wie die Vegetation überhaupt, ſich hier früher und auch günſtiger
entwickeln als in den meiſten übrigen Teilen der Stadt. Dazu
kommt vor allem das weite Saaletal ſelbſt, das das zurücktret
Plateau durchſchneidet.

Bemerkenswert ſind die Unterſchiede der zu beiden Seiten der
Saale vorkommenden Mineralien. Während auf der weſtlichen
Seite Muſchelkalk vorwiegt, fehlt er auf der öſtlichen Seſte voll
kommen und macht dem ſogenannten Auemergel und Auelehm
Platz. Ueberhaupt weiſen die geologiſchen Verhältniſſe der Stadt
mancherlei intereſſante Merk würdigkeiten auf. Faſt alle Geſteins
ſchichten find vertreten. Jm ganzen nördlichen Teil der Stadt

erſcht der Porphyr vor, der in zwei Formen in Erſcheinung
ivitt: wir unterſcheiden den jüngeren und den älteren Porphyr,

Deutſchnationale Forderungen
zur Agrarpolitit

ſonderer Berückſichtigung der Landarbeiter (Förderung von Spiel
und Spvont) zu heben.

V. Hebung von Erzeugung und Abſatz.
Fortſetzung und Ausbau der im Notprogramm der Reichs

reg. rung engebahnten Maßnahmen zur Hebung der Erzeugung
durch Unterſtützung der Beſtrebungen, die eine zweckmäßigere
Geſtaltung der Betriebsweiſe und Anpaſſung der Erzeugung an
die Bedürfniſſe des Marktes zum Ziele n; Erweiterung des
ren auf andere Einfuhrwaren, insbeſondere
ſolche des landwirtſchaftlichen Bedarfs; Unterſtützung der
Organiſation des Abſatzes land wirtſchaftlicher mit
dem Ziele der Verminderung der Zwiſchenkoſten (Beiſpiel: Aus
bau der Getreidehandelsgeſellſchaft); Förderung der Herſtellung
der den Bedürfniſſen der Groß, Mittel und Kleinbetriebe ange
paßten land wirtſchaftlichen Maſchinen und Geräte; Förderung
des land wirtſchaftlichen Unterrichts und der Betriebsberatung.

VI. Kreditnot.
Das Endziel jeder Kreditpolitik muß die Entſchuldung und

damit Feſtigung des ländlichen Grundbeſitzes ſein. Wir fordern
örderung der Umſchuldung mit dem Ziel einer angemeſſenenr ſachgemäße Verwendung der Umſchuldungskredite

unter maßgeblicher Beteiligung der landwirtſchaftlichen Selbſt
verwaltungskörper; Förderung der Vereinheitlichung und
Stärkung des genoſſenſchaftlichen Kreditweſens; geſetzliche Ein
wirkung auf alle öffentlichrechtlichen Kapitalſammelſtellen (Ver

ſicherungsunternehmungen, öffentliche Sparkaſſen uſw.), einen
erheblich höheren Anteil ihrer verfügbaren Mittel in landwirt
ſchaftlichen Hypotheken anzulegen; außerordentliche Maßnahmen
zur Hilfe für notleidende Pachtbetriebe und Roggenrenten
ſchuldner.

VII. Bodenpolitik und Siedlung.
Der Schutz des privaten Eigentums am land wirtſchaftlich

enutzten Grund und Boden van nicht unterhöhlt werden. Dem
Eigentümer ländlichen Grundes und Bodens z die ſichere
Ausſicht verbleiben, die von ihm oder ſeinen Vorfahren bewirt
ſchaftete Scholle ſeinen Erben zu freiem 4 z über

i a hruben. Nur wenn dieſe cherheit gegeben iſt, kann diereiheit des deutſchen Jolter erreicht werden. Die n
erden,Notlage der Landwirtſchaft darf nicht ausgenutzt

Beſitz der öffentlichen Hand an Grund und Boden in ungeſunderWeiſe zu vermekren. Vielmehr müßte mehr als bisher Staats

und Gemeindebeſitz der bäuerlichen und Landarbeiterſiedlung er
ſchloſſen werden.

Betriebe, die wegen Ueberſchuldung zum Verkauf gelangen,
ſind einer ſachgemäßen Siedlung nutzbar zu machen. Den nd
lieferungsverbanden und gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften
ſind hierfür ausreichende Mittel zur e zu ſtellen.
Siedlung iſt aber nur zu verantworten, wenn die Lebensfähigkeit
der neuen Exiſtenzen gewährleiſtet iſt. Siedlung auf Oedland
außer der Siedlung vom Hofe aus iſt inſoweit zu fördern, als
die hierfür nötigen Mittel nicht zur Stützung altkultivierten Be
ſitzes notwendig ſind. Die Siedlun spolitik iſt zu ergänzen durch
eine entſprechende Politik der Beſitz eſtigung bäuerlicher Betriebe.
Beſeitigung der Hemmniſſe der Gemengelage durch großzügige
Feldbereinigung in den Gegenden des Streubeſitzes. Dringend
nötig iſt der Ausbau des ländlichen Wegenetzes, insbeſondere in
den Der e der Ausbau der Lokalbahnen, des ländlichen
Kraftverkehrs, des Poſtbeſtellungs und des Fernſprechnetzes.

Die Deutſchnationalen
zur Verfaſſungsfrage

Forderung einer Stärkung der r Stellung des Reichs-
präſidenten Der Reichspräſident zug

Berlin, 19. April.
ſammen mit ihren Wahlaufrufen veröffentlicht die

Deutſchnationale Volkspartei folgende Stellungnahme zur Ver-
faſſungsfrage:

„Jm deutſchen Volk wächſt die Erkenntnis, daß die Ver
faſſung von Weimar verhängnisvolle Mängel hat. Wenige Jahre
haben genügt, um die Warnungen, mit denen wir in Weimar
faſt allein ſtanden, als begründet zu erweiſen. Die Linke ver
ſpricht, dadurch Abhilfe zu ſchaffen, daß ſie die letzte Grundlage
der alten Reichsverfaſſung zerſtört: den bundesſtaatlichen Cha
rakter des Reiches. Damit läßt ſie die Kernfrage ungelöſt.

I. Nach der Weimarer Verfaſſung ſoll alle Gewalt vom,
Volke ausgehen, Alle wirkliche Gewalt aber liegt beim Reichs
tag, die Rechte des unmittelbar vom Volk gewählten Reichs
präſidenten nd eng begrenzt. Der Abſolutismug des Parla-
mentes bedeutet die Alleinherrſchaft von Parteien, die im Kampfe

um die Macht auf die Erhaltung der Gunſt der Wählermaſſen
angewieſen ſind. Für die Regierung bildet die Abhängigkeit von
einer Parlamentsmehrheit das ſchwerſte Hemmnis ſachlicher
Arbeit. Regierungskriſen, verſchwenderiſche Wirtſchaft, Mangel
an Führung ſind die Folgen dieſes Syſtems. Darum fordern
wir eine Stärkung der verfaſſungsmäßigen Stellung des Reichs-
präſidenten. Er ſoll das Recht erhalten, eine Regierung zu be
rufen, deren Fortbeſtand nicht täglich durch ein Mißtrauens-
votum des Parlaments in Frage geſtellt werden kann. Der
Artikel 54 der Reichsverfaſſung muß beſeitigt werden.

II. Das von Bismarck mit gen'aler Staatskunſt geregelte
Verhältnis zwiſchen Reich und Bundesſtaaten iſt durch die Ver
faſſung von Weimar in gefährliche Verwirrung gebracht wor
den. Man ſucht in allen Lagern nach Reformen. Wir fordern,
daß die Zuſtändigkeiten zwiſchen Reich und Ländern klar ab
gegrenzt werden, damit vonötiges Nebeneinander und Gegen

und finden den erſteren vorwiegend am Galgenberg, während
der letztere mehr zum Petersberg hin auftaucht. Dieſer nördliche
Porphyr hat ſeine Grenze an einer ſogenannten Verwerfung, die
die ganze Stadt quer durchzieht, und ohne dieſe Verwerfung wäre
in unſerer Stadt nie eine Salzquelle zum Vorſchein ge
kommen. Dieſe Verwerfung teilt die Stadt in zwei große Hälften.
Wir finden auf der einen vorwiegend den groben Porphyr und
ſein Verwitterungsprodukt, einen weißen, äußerſt bindigen Ton,
der mit ſtarken Gips vermiſcht iſt. Nachteilig wirkt ſich dieſes
Gipsvorkommen inſofern aus, als das Waſſer der ganzen nörd
lichen Seite der Verwerfung äußerſt gipshaltig und hart zutage
tritt. Jm Süden begegnen wir hauptſächlich dem Buntſand
ſt e in, einem mit ſandigen Schichten durchſetzten bröcklichem Ton,
wie wir ihm auf den Feldern von Wörmlitz vielfach auffinden.
Das gange Hochplateau beſteht aus dem ſogenannten Diluvial
Miſchſand, der hervoragend günſtige Pflanzennährſtoffe bildet.
Ueber dem Miſchſand liegt eine ſchwache Schicht von Lehm und
diluvialem Mergel, die durch die eigenartige Waſſerabſickerung und
Umſetzung eine wertvolle künſtliche Drainage darſtellen.

Die Aue erſtreckt ſich horizontal neben der Saale und iſt von
ihr zum großen Teil erſt angeſchwemmt worden. Großer Humus-
reichtum und eine Menge von Pflanzennährſtoffen fördern hier
das Wachstum ungemein und machen die Aue zu unſerem reichſten
Boden. Eine Merkwürdigkeit bildet hier das zahlreiche Vor
kommen ſogenannter Ton neſter, deren Material ſich vor
züglich zur Ziegelgewinnung eignet, ſo daß wir u. a. bei Paſſen
b oder auch früher auf der Ziegelwieſe der Ziegelfabrikation

gegnen.“

Einen Schillings-KaunOchsFeſtabend veranſtaltete der
„Reichsverband Deutſcher Tonkünſtler und Muſiklehrer“ im
Verein mit dem Berliner Tonkünſtler-Verein“ im Feſtſaal
des Hotel „Esplanade“ in Berlin aus Anlaß der Geburts
tagsfeiern ſeiner Führer und Ehrenmitglieder. Jn einem
großen Kreis namhafter Autoren und Tonkünſtler begrüßte
der Vorſitzende des „Reichsverbandes“, Komponiſt Arnold
Ebel, die Ehrengäſte, während Profeſſor Dr. Hans Joachim
Moſer auf den 68jährigen Hugo Kaun und den 70jährigen
Siegfried Och s, der Direktor der Münchener Akademie der Ton-
kunſt, Profeſſor Dr. H. W. von Waltershauſen auf den
60jährigen Max von Schilling s ſprach. Auf die Damen der
Jubilare ſprach in geiſtvoller, laut bejubelter Rede Geheimrat
Profeſſor Dr. Max Friedländer. Als Vertreter der ge
ladenen Verbände dankte der Vorſitzende des „Reichsverbandez der
bildenden Künſtler W r r der Maler Otto Mareus,
während der Präſident Richter für den „Rei rband der
n Preſſe in kernigen Worten auf die Freiheit der Kunſt
prach.

e ebenfo der verſtorbenen beiden

eich preußiſcher Staats präſident
einander behördlicher Arbeit beſeitigt wird. Daher muß die
Eigenſtaatlichkeit der Länder im Intereſſe einer freudig bejahten
Reichse'nheit, die keinen Einheitsſtaat aus Zwang verträgt, ge-
wahrt bleiben. An die Stelle der alten organ ſchen Verbindung
iſt der Dualismug zwiſchen Reich und Preußen getreten. Der
Reichspräſident kann in ſich de Staatsgewalt von Reich und
Preußen w'eder zu einem einheitlichen Ganzen verbinden, ſofern
er Unabhängigkeit vom Mißtrauensvotum der Parlamente er-
hält. Unter dieſer Vorausſetzung fordern wir: Der Reichs
präſident ſoll zugleich preußiſcher Staatspräſident ſein. Er ſoll
die preußiſchen Staatsminiſter nach den gleichen Grundſätzen wie
die Reichsminiſter berufen und das Recht haben, die Aemter
des Reichskanzlers und des preußiſchen Miniſterpräſidenten in
eine Hand zu legen.“

Chavs im Berliner Rathaus
ka. Berlin, 19. April.

Wie wir hören, iſt die Tatſache, daß die Stadt Berlin no
kein einziges Bauvorhaben für dieſes Jahr finanziert hat, au
das völlige Durcheinander zurückzuführen, das im Berliner Rat
hauſe herrſcht. Das Treiben der Sozialdemokraten und Kom
muniſten hat jedes Programm unmöglich gemacht, und wie die
Dinge liegen, dürften das Städt. Bauamt und die Städt. Woh-
rer aft auch im Juni noch nicht darübereinig ſein, was in dieſem Jahre im Hinblick auf den Wohnungs
bau überhaupt geſchehen ſoll.

Ueber die Verhandlungen Dr. Köhlers mit Parker Gilbert
in Rom ſind eine Menge falſcher Gerüchte im Umlauf
worden. So hieß es, der Reichsminiſter hätte den Reparations
agenten um eine Unterredung gebeten, die von dieſem abgelehnt
worden wäre. Nach unſeren Jnformationen krifft dies nicht zu.
Wie von zuſtändiger Stelle verlautet, hat vielmehr Dr. Köhler
ſehr wohl mit Parker Gilbert geſprochen und von ihm die ge
wünſchten Jnformationen erhalten.

Von Zermatt bis zum Zittelhaus
Ein Lichtbildervortrag beim Alpenverein.

Dienstag abend fand im größten Hörſaal der Univerſität der
ſiebente Lichtbildervortrag des Deutſchen und Oeſterreichiſchen
Alpenvereins“, Sektion Halle, ſtatt. Profeſſor Dr. med. Kneiſe
eröffnete die n und gedachte mit warmen Worten
der im Sonnblickgebiet, in der Nähe des FZittelhauſes, der
Sektion Halle gehörig, verunglückten 18 Skifahrer (Wiener Natur-

itglieder Stadtrat
riedrich, Halle, und Kurt Schirmer, Merſeburg. Die
erſammlung ehrte die Toten durch Erheben von den Plätzen.

Dem Landgerichtspräſident Gülland wurde ſodann das
ilberne Ehrenedelweiß für 25jährige Mitgliedſchaft überreicht.

t Neuaufnahmen ſind Profeſſor Kneiſe nahmnun ſelbſt das Wort zu dem Lichtbildervortrag „Von
Zermatt bis zum Zittelhaus“. Mit bewegten Worten ſchilderte
der Vortragende ſeine Liebe zu den Bergen; die Berge ſeien ihm
ſchon in früheſter Jugend lieb und vertraut geweſen. Bergſteigen
heiße, den Bergen mit rer und Andacht nahen und die
Wunder der Hochgebirgswelt mit dankbarem Auge genießen.
Nicht im Gipfelſtürmen um jeden Preis liege das Heil des Berg-
ſteigers! An Hand von herrlichen h und Natur-
aufnahmen, die der Vortragende, der ſchon viele Jahre begeiſterterGebirgsphotograph iſt, ſämtlich ſelbſt aufgenommen hat, g rte er

die andächtig lauſchenden Zuhörer nach Luzern, Jnterlaken
Grindelwald, über Jungfrau Eiger und Mönch zur donnern-
den Viſp nach Zermatt, dem Löwen der Berge, und dem Matter-
horn. Und dann ging es weiter über die Furka nach Arlberg,
Allgau und den Oetztaler Eisrieſen, um auf dem Zittelhaug im
Sonnblickgebiet, der Hütte der Sektion Halle, zu enden. Der ſtell
vertretende Vorſitzende, Oberbergrat Duſczinſki, dankte dem
Redner im Namen der Zuhörer,

„Die Fledermaus“ mit Jazz-Einlage. Zu Silveſter 1927 und
ſpäter wiederholt iſt im Leipeiger Neuen Theater „Die Fleder-
maus“ von Johann Strauß in einer vom Operndirektor Walter
Brügmann ſtammenden neuen „zeitgemäßen“ Textbearbeitung
und mit Jas--Einlage aufgeführt worden. Nun hat der Verlag
Joſef Weinberger in Leien, der auch die Aufführungsrechte an
dem Werke beſitzt, „wegen ideeller und materieller Schädigung
eine Klage gegen die Leipzioder Stadtiſchen Theater eingre c
Damit wird wohl zum erſten Male ein Prozeß im Sinne
Pfitzners geführt, der im vergangenen Jahre beim Krefelder Ton
künſtlerfeſte in einem Vortrage für den Schutz des Kunſtwerkes,
ror allem in ideeller Beziehung eintrat und ſich beſonders heftig
egen Perballhornungen von VGeiſtetwerken durch ſelbſtherrliche
pielleiter und Kapellmeiſter verwahrtse. Auf den Ausgang des

Rechtsſtreites darf nan geſpannt ſein. Auf alle Fälle bedeutetdie Bearbeitung des Herrn bragmarm eine Ge
ſchmackloſigkert allererſten Ranges.
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Halle und Amgebung
Halle, 20. April.

Weitere Beſſerung
er Arbeitsmarktlage

Nach dem vorübergehenden Stillſtand in der Karwoche hat
ſich die Arbeitsmarktlage in der Oſterwoche weiter leicht ge
beſſert. Der Beſtand der männlichen halleſchen Arbeits
loſen ging von 2480 auf 2880 zurück. Der Beſchäftigungsgrad
hat zugenommen für Bauarbeiter, namentlich für Tiefbau
arbeiter, für Maler, für Schneider ſowie für land und gaſtwirt
ſchaftliches Perſonal. Am Wochenende waren noch 761 Bau
arbeiter gemeldet gegenüber 851 in der Vorwoche. Die Zahl
der weiblichen Arbeitsſuchenden ſtieg von 500 auf 580, haupt
ſächlich weil das Süßwaren- und das Vervielfältigungsgewerbe
jetzt weniger Kräfte brauchen als vor Oſtern. Der Beſtand der
unterſtützten Arbeitsloſen verminderte ſich weiter von 1846 auf
(769. Vermittelt wurden 261 männliche und 182 weibliche feſte
ſowie 221 männliche und 78 weibliche Aushilfsſtellen.

Fahrgelderſtattung auch bei den
Fahrkartenausgaben

Es kommt immer noch häufig vor, daß Reiſende, die ſich das
bereits gezahlte Fahrgeld für eine nicht durchfahrene Strecke er
ſtatten laſſen wollen, den umſtändlichen Weg über die Reichsbahn

Verkehrsämter einſchlagen, ohne zu wiſſen, daß auch die Fahr
fartenausgobeſtellen in beſtimmten Fällen zur Rückzahlung des
Fahrgeldes ermächtigt ſind. Unmittelbar im Anſchluß an eine
Reiſe Wnnen nämlich ſowohl mündliche wie auch ſchriftliche Er
ſtattungsanträge bis zu einem Betrage von 80.- Mk.
an Ort und Stelle durch die Fahrbartenausgaben größerer und
mittlerer Bahnhöfe ſofort erledigt werden. Vorausſetzung iſt nur,
daß keine Erhebungen anzuſtellen ſind oder für die Entſcheidung
kein beſonderer Schriftwechſel erforderlich iſt.

Verſammlungserfolge
der Deutſchnationalen

Als Auftakt zu den Wahlen ließ die Deutſchnatio-
nale Volkspartei im großen Saale des Gaſthauſes Helm
in Ammendorf den vaterlänb ſchen Film „Stolzenfels am
Rhein“ laufen. Die Bilder löſten helle Be erung für die
deutſche und nationale Sache aus. Jn richtiger kenntnis
dieſes Umſtandes beſchränkte Herr Zauſch lle ſeine Anſprache
nux auf einen kurzen Hinweis auf die Wahlen. Die von der
D. N. V. P. bisher im alkreis veranſtalteten Verſammlungen
waren Wer Die Verſammlungen von anderer Seite fa
vor leeren ken ſtatt.

Der verräteriſche Lichtſchein
Zwei Einbrecher auf friſcher Tat ertappt.

In ein Grundſtück in der Delitzſcher Straße hatten
ſich über Nacht zwei Spitzbuben einſchließen laſſen, um dann zu
nächtlicher Stunde ein im Hauſe untergebrachtes Kontor
heimzuſuchen. Als nun ein dort beſchäftigter Angeſtellter aus
nahmsweiſe am ſpäten Abend das Kontor betreten wollte, fiel

ihm ein verdächtiger Lichtſchein auf. Ohne ſich weiter
bemerkbar zu machen, eilte er auf die Straße und alarmierte
die Schutzpoligei. Die entſandten Beamten faßten die Einbrecher
dabei ab, wie ſie gerade Schränke und Schubläden gewaltſam
öffneten. Die Kriminalpolizei nimmt nach der erſten Ver
nehmung der Feſtgenommenen an, daß es ſich hier um en
ſehr glücklichen Fang handelt. Vielleicht dürften ſich jetzt
überraſchend ſchnell eine gange Reihe von Einbrüchen der ver
gangenen Wochen aufklären.

Die Liebenauer Straße teilweiſe geſperrt. Vom 19. April
ab iſt die Liebnauer Straße zwiſchen der Flottwell- und Turm-
ſtraße zwecks Einbaus eines Tonrohrkanales auf etwa 14 Tage
für den Reit- und Fahrverkehr geſperrt worden.

Neue Bruchfelder in der Dölauer Heide. Unweit des
Cöllmer Weges im weſtlichen Teil der Dölauer Heide gehenneuerdings Den da dort unter Tag Kohle abgebaut wird. Die

gefährdeten Stellen ſind mit Draht abgeſperrt, und Warnungs
tafeln verbieten ihr Betreten, das bekanntlich mit Lebens
gefahr verknüpft iſt.

Egerer Urbräu. Wer die vielen Artikel der letzten Zeit
über die Schikanen der Tſchechen gegen Deutſchland o hat,
wird es ſicher mit Freuden begrüßen, daß das in rein deutſchen
Händen befindliche Egerer Urbräu nun auch lle ſeinen
Einzug gehalten hat! Es iſt ein würdiger Erſatz für die tſchechiſchen Erzeugniſſe da ſein ſſer noch um einige Grade weicher

iſt als das der tſchechiſchen Biere und, in der Weichheit liegt
bekanntlich die Bekömmlichkeit der Böhmiſchen Biere. Es iſt
ein ſogenanntes „endvergorenes Bier“, dem aller Zucker ent

n iſt und daher Zuckerkranken ärztlicherſeits empfohlen wird!
Die Vertretung der Brauerei für Provinz Sachſen, Anhalt und
Thüringen hat, wie wir bereits mitteilten, Herr u
Dietri Dietrich) hier übernommen, wo das Bier a
zum Ausſchank gelangt.

Volkshochſchule. Es wird darauf kingewieſen, der
Abendverkauf nicht mehr in der Katholiſchen Volksſchule,
r ſtattfindet, ſondern jetzt Großer Berlin 14,
Eingang 2, Zimmer 18. Hier wird auch im Trimeſter jeden
Donnerstag von 74-—8 Uhr abends die Sprechſtunde abgebaſten.

Walhalla Theater. e 8 Uhr der große Erfolg „Die
letzte Warnung“, ein Kriminalſtück in 5 Bildern mit Harry Hill
in der Hauptrolle.

Wohin gehe ich heute?
Stadttheater: „Zwölftauſend“ (8).
Thaliaſaal: „S. M. Das Kind“ (8).
Walhalla-Theater: „Die letzte Warnung“ (8).
Vaterländiſche Volksbühne: „Die Fledermaus“ (8).
C. T. am Riebeckplatz Die Sandgräfin“ (4, 6.10, 8.18).
C. T. Gr. Ulrichſtraße: „Die Sandgräfin“ (4, 6.10, 8.18).
Ufa Alte Promenade: Frau Sorgel“ (4, 6.15, 8.20).
Ufa Leipziger Straße: „Mädchen, hütet Euch!“ (4, 6.18, 8.20).
Schauburg: „Der brave Soldat Schwejk“ (4.80, 6.80, 8.80).
Moderneg Theater: Beſuch aus Afghaniſtan“ (6).
Kakote: Das fabelhafte Kabarett- Programm (8).
Koche Künſtlerſfpiele: Das glänzende April- Programm (9*).
Hans Dietrich Kafino: Die großſädttſche HerſeVand

Ein Nachſpiel aus der Max Hölz-Zeit
Zwei ehemalige Sipowachtmeiſter vor Gericht, weil ſie bewaffnete Ziviliſten erſchoſſen

Geſtern begann vor dem Halleſchen Shwurgericht eine Ver
handlung, die die Beiwohnende t in jene Zeit zurückführte, als
Max Hölz mit ſeinen roter Horden in Mitteldeutſchland ſein
Schreckensregiment errichtet hatte. Die Anklage richtet ſich gegen
zwei ehemalige Sipowachtmeiſter, den jetzigen Säge-
müller in Magdeburg Ernſt Bonebeck und den jetzigen
Muſiker in Laage, Robert Zoepke. Alte Beamte und Soldaten
ſtehen alſo auch hier wieder vor dem Richter, die damals ihr
Leben für denſelben Staat einſetzten, der ſie heute zur Verant
wortung zieht e Dinge, die im Drang einer jetzt gar nicht
mehr zu rekonſtruierenden Zeit geſchahen, wo die Tat allein,
nicht fühlsduſeleien die Lage retten konnten. Für die Ver-
handlung iſt eine dreitägige Dauer vorgeſehen.

Der Angeklagte Bonebeck wird zunächſt vom Gericht ver
nommen. Er gibt eine anſchauliche Schilderung von den Ge
ſchehniſſen jener wilden, gefährlichen Märztage im Jahre 10928.
Auch die Magdeburger Sicherheits irei, bei der beide Ange
klagte Dienſt taten, mußte damals ins Aufruhrgebiet abrücken.
Unter ſteten Kämpfen drang die Polizeitruppe ſchließlich bis nach
Eisleben vor, wo man den Bahnhof beſetzte. Hier wurden nun
am Karfreitag oder Oſterſonnabend zwei Ziviliſten von den
angeklagten unbekannten Sipoleuten es ſollen Mühfhäuſer
Beamte geweſen ſein eingeliefert; gleichzeitig aber gab ein
Hauptmann dem Transportkommando und den beiden Magde-
r den Befehl, die beiden Eingelieferten ſeien zu er
ſchießen, weil ſie mit der Waffe in der Hand aufgegriffen

worden wären. Der Befehl wurde ausgeführt; in einer nahen
Schlucht ſind die Ziviliſten von den Mühlhäuſern ſtandrechtlich
erſchoſſen worden. Da der eine nicht tötlich getroffen war, gab
Bonebeck, um ihm ſeine Qualen abzukürzen, ihm den Fangſchuß.
Jn derſelben Weiſe ſchildert auch der Angeklagte Zoepke die
le Allerdings beteuert er, keine Schüſſe mit abgegeben
zu en.

Nachdem die Vernehmung der Angeklagten abgeſchloſſen war,
hörte das Gericht zwei ärztliche Sachverſtändige. Dr. Hart-
mann aus Helfta ſagte aus, daß er auf Veranlaſſung des
Ortsvorſtehers auf den Friedhof gegangen ei, um die beiden
Erſchoſſenen zu beaugenſcheinigen. Er hätte dort feſtgeſtellt, daß
als Todesurſache Schüſſe anzuſehen ſeien, die ſofort tödlich ge
wirkt haben müßten. Als zweiter Sachverſtändiger tritt Prof.Siefert, Halle, auf, der Feſſſtent, daß bei beiden Angeklagten

ein ausgeſprochene typiſcher Krankheitszuſtand nicht vorliege,
wenn auch Bonebeck infolge einer aus der Kinderzeit ſtammenden
Kopfverletzung leichter Neuraſtheniker ſei. Außerdem aber
habe Bonebeck im Kriege Dienſt bei einem Sturmtrupp getan,
den Krieg alſo in ſeiner furchtbarſten Form kennen gelernt; ihn
mit ſeinen mitgenommenen Nerven habe darum das plötzliche
Hereinſtellen in einen Bürgerkrieg maßlos aufregen müſſen.

Die Verhandlung wird heute mit Zeugenvernehmungen fort
geſetzt werden. Die Urteilsfällung iſt am Sonnabend zu er-
warten.

Der immer wieder hereingefallene Berger
Jeder neue Fall beweiſt die haarſträubende Unfähigkeit des ehemaligen Stadtbankdirektors

In der geſtrigen Fortſetzung des Stadtbankprozeſſes wurde
noch zum Fall Naumann Bankdirektor Göthert als rch
verſtändiger vernommen. Er äußerte ſi zuſammenfaſſend
dahin, daß der Fall Naumann nicht bankmäßig aufgezogen
weſen ſei; denn Berger hätte zum mindeſten vorher bei
währung eines ſo hohen dits ſich eingehend mit den Ver
häl: niſſen der G. m. b. H. vertraut machen und ihre Bücher wie
überhaupt die Kapitalverhältniſſe prüfen müſſen. Jmmerhin ſei
dieſer Kredit wohl der erſte unter de vielen, die bisher zur Ver
handlung 'amen, der an eine Firma gegeben wurde, die wirklich
einigermaßen hinreichende Sicherungen ſtellen konnte.
Troßdem aber ige ſich auch hier, daß Berger von der Ab
wicklung bankmäßiger Geſchäfte nun einmal nichts verſtanden
ätte. Weiterhin hätte Berger zweifellos darin „unfair“delt, daß er Gefälligkeiten von Naumann 3

daß er ſogar bei ihm Kredit in Anſpruch nahmDas Gericht geht nun wieder zum Fall Zietz über. Dieſe
kleine Winkel-Damenhandtaſchenfabrik hatte im November 1
einen Kontoſtand von mehr als 42 000 Mark erreicht. Dazu nahm
man neuerdings fingierte Wechſel in Höhe von 42 000 Mark

ein, um auf dieſe Art der Novemberreviſion Sand in die
ugen ſtreuen zu können. Die Summe der in betrügeriſcherAbſicht ausgeſtellten Wechſel ſtieg damit auf beinahe 70 000 Mark.

Ven Akzeptanten mußte wiederum Schmidt, der Reiſende der

irma Zietz, ſpielen. Im Dezember kamen 2000 Mark an neuen
Schulden auf das Konto hinzu. Scheinbar, um all dies mehr zu
verſchleiern, tauchen jetzt wieder zwei fremde Konten auf, von
denen das eine die Wechſelbeträge aufnahm.

Berger ſcheint dann aber doch endlich eingeſehen zuhaben, d er bei der ganzen Sache der Hereingefallene
war. Er ſetzte nun kurzerhand in den Zietzſchen Betrieb einen
neuen Mann, Thieme, der gleichfalls Kunde der Stadtbank
war. Aber auch die Talente dieſes Stadthankkunden ſcheinen
einigermaßen illuſoriſch geweſen zu ſein; auch unter der neuen
Leitung kam die Firma auf keinen grünen Aſt und pumpte
weiter. Die Firma ſaleß mit einer Reſtſchuld in Höhe von etwo
80 000 Mark ab, und dieſe ganze Summe hatte die Stadt
bank als Verluſt zu buchen. Thieme, der nun als
vernommen wird, weiß nichts weſentliches auszuſagen.

Bankdirektor Göthert gibt ſein Urteil dahin ab, daß
unter keinen Umſtänden dieſer Firma, die nicht die ge-
a ä Sicherheiten ſtellen konnte, ein ſolch erheblicher
Kredit bewilligt werden durfte. Er weiſt dann noch einmal
beſonders darauf hin, daß die ganze Wechſelgeſchichte ganz offen
bar und wohlüberlegt nur darauf angelegt geweſen ſei, den
Reviſor zu täuſchen.

Der Verhandlung wird am Montag vormittag fortgeſetzt.

euge

Aus allor Welt
Schwerer Schiffszuſammenſtofß

Ein deutſcher Dampfer geſunken.

Telegraphiſche Meldung.)
Kopenhagen, 19. April.

Wie aus Nyköbing gemeldet wird, iſt der Schleppdampfer
„Gladiator“ aus Hamburg, etwa zehn Seemeilen ſüdlich von
Gjedſer, von dem däniſchen Motorſchiff „Lalandia“ gerammt
worden und in wenigen Minuten geſunken, Der Zu-
ſammenſtoß war ſo heftig, daß der deutſche Dampfer faſt in
zwei Teile geſpalten wurde, Die „Lalandia“ ſetzte ſofort
Rettungsboote aus, und es gelang, acht Mann der deut-
ſchen Beſatzung zu retten, während der zweite Maſchinen
meiſter Müller den Tod fand. Die „Lalanda“ konnte mit
den deutſchen Seeleuten ihre Fahrt nach Kopenhagen fortſetzen.

300 000 Liter Oel verbrannt
Telegraphiſche Meldung.)

Paris, 10. April.
r Lyon iſt ein Automobil-Oellager von 3800 000 Litern

in Brand geraten, Das Feuer konnte erſt nach irrt
ſtündigen Bemühungen der Feuerwehr gelöſcht
werden. Der Schaden beträgt zwei Millionen Franken.

Die Rieſenſchlange

Die orientaliſche Tängerin Nerida geigt fich bei ihren Tang
darbietungen, mit denen ſie in Amerika großen Beifall fand, mit
einer drei Meter langen PythonSchlange, die fich um den Kopf
der Tänzerin windet.

Turnen Spiel und Sport
Fräulein Mühe ſchwimmt Weltrekord

Bei den Olympiſchen Prüfungskämpfen der
deut ſchen Schwimmer in Magbeburg ſchlug Frl. Mühe-
Hildesheim im 200-MeterBruſtſchwimmen die deutſche und
Europameiſterin Hilde Schrader Magdeburg in neuer Welt
rekordzeit von 8:15,8 ganz überaſchend. Frl. Mühe unterbot
die bisherige Weltrekordzeit der Tänin Jacobſen um Sekunden.
Sekunden.

Marine Meiſterſchaften 928
Die Marine Meiſterſchaften 1928 werden vom 9. bis

12. Auguſt in Kiel ausgetragen, und zwar im Segeln, Rudern,
wimmen, Leichtathletik (nur im Offiziers r

TurnenGeräteneunkampf, Fechten, Schießen, Kraftradfahren,
Gruppenſechskampf der Stationen und der Flotte, Mehrkämpfen
und Spielen. Die Leitung der Vorbereitung und die Durch
ührung der Meiſterſchaften iſt dem Kommando der
darineſtation der Oſtſee übertragen worden.

Ausgefallene Sportveranſtaltungen in Hannover
Die für Sonntag in Hannover vorgeſehenen Rugby-

ſpie le mußten wegen der ungünſtigen Witterung ausfaklen.
Auch die Hannoverſchen Pferderennen wurden wegen des
anhaltenden Regenwetters für Sonntag abgeſagt. Das Sonntags
programm wird am Donnerstag zum Austrag gelangen.
Die für Dienstag angeſagten Rennen bleiben in der an
gekündigten Form beſtehen.

Mitteldeutſche Fußballmeiſterſchaft
Am Sonntag, den 22. April, findet in Dresden das Endſpiel

um die Mitteldeutſche Fußballmeiſterſchaft ſtatt. WackerHalle
und Dresdner Sportklub werden ſich einen intereſſanten, ſpannen
den und abwechſlungsreichen Kampf liefern. Die eingegangenen
Meldungen reichen allerdings noch nicht für einen Sonderzug aus,
und es iſt daher dringend geboten, daß ſich alle diejenigen, die ſich
an dieſer Fahrt beteiligen wollen, um gehend melden, da
mit ein Sonderzug zuſtandekommt. Der Meldetermin läuft

Heute, Freitag nachmittag um 6 Uhr
ab. Wer bis zu dieſer Zeit nicht die ſchriftliche Erklärung abge
geben hat, daß er die Fahrt mitmachen will, muß die Reiſe allein
und zu einem höheren Fahrpreis machen.

Den Vorverkauf für das Endſpiel

hat ebenfalls das Reiſebüro der „Halleſchen
Zeitung“ übernommen, und zwar ſind Tribünenſitz
platz- Karten zum Preiſe von 2,50 Mark und Stehplatz-
Karten zu 1 Mark erhältlich. Der Vorverkauf wird Sonnabend
mittag um 18 Uhr geſchloſſen.
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Landwirtschaft Handel Industrie
Der Saalehafen HalleTrotha

Ein beachtenswerter Ein wand gegen das Projekt
Wir haben in unſerem Abendblatt vom 7. April eine Zuſchrift

der Städtiſchen Tiefbauverwaltung mit dem Titel
„Die Zukunft des Saalehafens Trotha“ veröffent-
licht und haben dabei in einer redaktionellen Bemerkung ge
fordert, daß bei der Planung „Sonderintereſſen zu ſchweigen und
die großen Geſichtspunkte der Volkswohlfahrt im Vordergrund zu
ſtehen“ hätten.

Dazu muß ſelbſtverſtändlich alles Für und Wider reichlich
erwogen werden. Vor allem ſind ſachlich begründete Ein wände
zu prüfen. Als ſolcher erſcheint uns der nachfolgende Auf
ſatz, der aus der Feder eines Mannes ſtammt, der ſowohl im Ver-
kehrsweſen wie im Handel mit land wirtſchaftlichen Produkten im
hieſigen Bezirk tätig war, alſo die beſonderen Verhältniſſe kennen
dürfte. Wir nehmen dabei an, daß die Freunde des Projektes
dieſe Kritik gewiſſenhaft prüfen und ſich, wenn es die Darlegungen
verdienen, auch gern belehren laſſen. Die Schriftleitung.

Jeder einigermaßen mit den Verkehrsverhältniſſen Vertraute
muß zugeben, daß dieſe Ausführungen weit über das Ziel hinaus-
ſchießen. Jch möchte mich daher mit den einzelnen Punkten des
Artikels, ſchon im Jntereſſe der Halleſchen Steuerzahler, etwas
genauer beſchäftigen; denn ſchließlich hat doch die Bürgerſchaft
wieder die Koſten zu tragen, wenn auf Utopien hin größere
Kapitalien in Anlagen geſteckt werden, die ſich ſpäterhin als über-
flüſſig erweiſen.

Der jetzige Umſchlagshafen Halle als End-
hafen der Saaleſchiffahrt iſt der Umſchlagsplatz für
Thüringen, einem Teil des nördlichen Bayerns, ſowie zum Teil
für Leipzig und das weſtliche Sachſen. Dieſe Umſchlagsgüter
gehen heute faſt ausſchließlich von der Strecke Leipzig Halle und
Halle Merſeburg aus.

Sobald nun der Eiſter-Saale-Kanal erbaut und die Saale
demgemäß bis zur Einmündung desſelben reguiert ſein wird,

iſt Halle als „Umſchlagshafen“ ohne weiteres erledigt
und behält nur noch den Halleſchen Ortsverkehr; denn naturgemäß
werden dann die Umſchlagsgüter den längſtenWaſſerweg und kürzeſten Bahnweg benutzen. Die
Güter werden dann alſo in Leipzig und Merſeburg um-
eladen werden. Halle wird dann zu einem kleinen ZwiſchenhafenFerabſtnken

was ſehr bedauerlich iſt, ſich aber unter den gegebenen Ver
hältniſſen nicht verhindern läßt.

Ob ein nennenswerter Verkehr nach Fertigſtellung des Mittel-
landkanals für Halle entſtehen wird, iſt mindeſtens ſtark zu
bezweifeln und läßt ſich nicht nachweiſen. Jedenfalls aber wird
die Reichsbahn nach ihrer jetzt ſchon geübten Methode durch ent-
ſprechende Ausnahmetarife dafür ſorgen, daß dem Bahnwege ſo
wenig wie möglich Verkehr entzogen wird.

Beſchäftigen wir uns nun mit den einzelnen Punkten des
genannten Artikels. Es heißt darin:

1. Der neue Hafen Trotha müſſe in Erwägung gezogen
werden, weil er der dem Beſtimmungsort zunächſt gelegene
Hafen ſei, z. B. für Leipzig. Sehen wir davon ab, daß der
alte Halleſche Hafen 7 Kilometer näher an Leipzig liegt, als der
Trothaer Hafen. Aber glaubt denn der Verfaſſer, daß

Leipzig ſich ſeine Hafenanlagen erbaut, um nach Fertig-
ſtellung des Elſter-Saale-Kanals die für Leipzig beſtimmten

Güter über Halle zu beziehen
2. Weil der Trothaer Hafen unterhalb der Schleuſe liege,

würden Schleuſengebühren und Liegezeiten ge-
13 art Die Erſparnis an Schleuſengebühren beträgt in Wirk-
ichkeit je nach Güterklaſſe 5 bis Pfg. je Zentner, alſo nur den

Bruchteil eines Pfennigs, der bei der Frachtkalkulation gar nicht
zum Ausdruck kommt. Was für Liegezeiten geſpart werden ſollen,
darüber konnte mir kein Schiffahrtstreibender Auskunft geben.

3. und 4. Der Trothaer Hafen liegt nicht unmittelbar an der
Staatsbahn, ſondern iſt durch ein ſehr langes Anſchlußgleis
mit derſelben verbunden. Es wird ſeitens der Bahn eine An
fchlußgebühr von 3,45 R.-M. je Wagen erhoben, wozu noch die
Rangiergebühren kommen, Dieſe Koſten und die höhere Bahn-
fracht, da Trotha 7 Kilometer weiter als Halle iſt, dürften ſchon

die Hafenfracht vom alten Hafen nach der Staatsbahn Halle ſo.
ziemlich ausgleichen. Sicher wird aber die Hafenbahn durch Ver
billigung der jetzigen Hafenfrachten ſich der Trothaer Konkurrenz
anzupaſſen wiſſen. Da das im Trothaer Hafen inveſtierte Kapital
verzinſt und amortiſiert werden muß, ſo bleibt es mir ein Ratſel,
inwiefern der neue Hafen billiger als der alte Hafen arbeitet. Es
ſei denn, daß die Stadt aus angeblich „idealen“ Jntereſſen Geld
hinauswirft. Und das iſt es gerade, was ich mit meinen Aus-
führungen verhindern will.

5. Wieſo der Waſſerweg von Barbhy ſaaleaufwärts kürzer ſein
ſoll als von Barby (Abzweigung der Saaleſchiffahrt) die Elbe auf
wärts, verſtehe ich nicht. Von Barby (Saalemündung) bis
Trotha beträgt die Entfernung 100 Kilometer, von Barby eibauf-
wärts z. V. nach Aken nur 18 Kilometer, nach Wallwitzhafen
30 Kilometer, nach Wittenberg 78 Kilometer. Von Barby nach
Rieſa beträgt die Entfernung ſogar 180 Kilometer und trotzdem
iſt die Fracht dahin billiger als nach Halle, weil eben nicht nur
die Kilometerentfernung bei der Fracht mitſpricht, ſondern die
größeren Ausmaße der Elbeſchiffe mit ihrer zwei-
bis dreimal größeren Tonnage als die Saaleſchiffe. So beträgt
laut Bericht der Hafen- und Verkehrszeitung Hamburg vom
30. März, Nr. 13, die Fracht für Maſſengut von Hamburg nach
Rieſa 52 Pfg., dagegen nach Halle 65 Pfg. je 100 Kilogramm.

6. und 7. Für die Gebiete zwiſchen Saale und Weſer (z. B.
für Nordhauſen) käme die Verfrachtung über Trotha billiger, als
weſeraufwärts! Jch kann darauf erwidern, daß ſich heute Ver
ladungen nach Nordhauſen über die Mittelelbe trotz des etwas
längeren Bahnweges weſentlich billiger ſtellen, als über Halle.
Ebenſo wird die Mittelelbe nach den weiter an die Weſer heran
liegenden Stationen immer Halle den Rang ablaufen können, ſo
weit überhaupt gegen Verladungen über die Weſer aufzukommen
iſt. Aber es ſchadet nichts! Was bisher keiner fertiggebracht hat
Freunde des neuen Hafens Trotha kennen keine Hinderniſſel! Nach
dem Verfaſſer müſſen die von Ueberſee kommenden Güter auf dem
Wege rheinweſerwärts durch niederländiſches Gebiet reiſen und
niederländiſchen Zoll entrichten. Weiß denn der Herr Verfaſſer
nicht, daß

Bremen das Einfallstor für die Weſer iſt und ſeewärts ein
gehende Güter kein fremdes Zollgebiet zu paſſieren brauchen
Im übrigen kann ich dem Verfaſſer ſagen, daß weder die
Niederlande noch Belgien für durchgehende Güter Zoll oder

ſonſtige Gebühren erheben,
ebenſowenig wie dies auf der Elbe und Donau im Durchgangs-
verkehr mit der Tſchechoſiowakei und den Donauländern geſchieht.

Die Halliſchen Nachrichten (General-Anzeiger)“
brachten in ihrer Nr. 54 vom 3. März über den „Großhafen Halle
Trotha“ mehrere Abhandlungen zu gleicher Zeit. Auf den ſich
widerſprechenden Jnhalt will ich nicht weiter eingehen Jntereſſant
aber iſt darin das glatte Zugeſtändnis, daß Halle ſeiner Stellung
als Kopfſtation der Saale für den Güterumſchlag von und
zur Bahn nach Eröffnung des Schiffahrtsweges Halle--Merſe-
burg-Leipzig verluſtig gehen würde. Jedoch würde dies, ſo
heißt es in jenem Artikel weiter, durch eine Verdoppelung
des geſamten Verkehrs auf der Saale, der 1910/13 durchſchnitt-
lich 700 000 Tonnen betragen habe, wieder beſtimmt wett
gemacht werden können. Leider iſt jenem Verfaſſer, vielleicht
aus Unkenntnis, ein kleiner, aber ſehr gewichtiger Fehler unter
laufen. Es ſind nämlich nur 270 000 Tonnen durchſchnittlich
1910/1913 nach Halle gekommen, laut amtlicher Statiſtik. Wenn
man den für Halle in Betracht kommenden Verkehr feſtſtellen will,
darf man aber nicht den Verkehr durch die Kalbenſer Schleuſe
als Grundlage nehmen, weil darin der ſtarke Talverkehr der
unteren und mittleren Saale enthalten iſt. Da man ſelbſt zugibt,
daß der Umſchlagsverkehr von Halle abwandert, dieſer
ober etwa fünf Sechſtel des Geſamtverkehrs beträgt, kann leicht
errechnet werden, wieviel von den erwähnten 270 000 Tonnen für
Halle übrig bleibt!

Wie ich dargelegt habe, wird durch den Elſter-SaaleKanal der
Halleſche Umſchlagsverkehr ſtillgelegt werden, was im Jnter-
eſſe unſerer Stadt entſchieden zu bedauern iſt. Warum
aber zu den alten Anlagen noch neue ſchaffen, damit auch dieſe

einſt brach liegen F. Loesech.
Der deutſche Induſtrie und Handelstag

Die eben zu Ende gegangene Vollverſammlung des „Deut-
ſchen Jnduſtrie- und Handelstages“ im Plenarſaal des Reichs
tagsgebäudes war von faſt allen Spitzen der deutſchen Wirtſchaft
und Politik beſucht. Jn ſeiner Begrüßungsanſprache wies der
Präſident von Mendelſohn auf die Erfolge hin, die in den
letzten Jahren für das Zuſammenleben und die Wohlfahrt aller
Völker, insbeſondere auch des deutſchen, erreicht worden ſeien.
Der Redner erbat für die Zukunft gerechte Beurteilung der

7 des Jnduſtrie- und Handelstages, der kein Werk-
zeug der Beherrſchung des Staates durch die Wirt-
ſchaft ſei, ſondern die Anliegen der ganzen Wirtſchaft vertrete
und darüber hinaus die geſamte Volkswohlfahrt fördern wolle.

Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann unterſtrich in
ſeiner großen Anſprache ſeine Auffaſſung, daß zurzeit der
r um die Staatsform zurückzuſtellen ſei.Während in anderen Erdteilen Handel und Erzeugung gegen-
über der Vorkriegszeit um ein Drittel geſtiegen ſeien, hätte
Europa kaum den alten Stand wieder erreicht. Dies ſei ein
Alarmzeichen und wieſe alle Kräfte Europas auf das Ziel der
wirtſchaftlichen Förderung durch Zuſammenarbeit hin.
Die ſchlimmen wirtſchaftlichen Kriegsfolgen ſeien vor allem dar
auf zurückzuführen, „daß man dem Einzelnen ſein Eigentum ge-
nommen habe, weil die Staaten miteinander im Kampfe liegen“.
(Dies war wieder einer der berühmten Auffaſſungen des Herrn
Miniſters, mit denen er ſo leicht den Beifall der unkritiſchen
Maſſe erringt. Denn wie ein Staat Krieg führen ſoll, ohne von
ſeinen Bürgern nicht nur Blut, ſondern auch Gut zu fordern,
dürfte der Herr Miniſter wohl nicht angeben können.)

Generaldirektor Thaghart verlangte in ſeiner Rede eine
Lohnpolitik, die auf die Rentabilität der Wirtſchaft Rückſicht
nimmt. Der Außenhandell ſei mit allen Mitteln zu fördern,
aber man könne nicht Waren ausführen, ohne auch Er
zeugniſſe zu kaufen. Von einer allgemeinen Zollſenkung könne
jedoch keine Rede ſein, ſolange andere Völker ihr Syſtem des
Hochſchutzzolles nicht abbauten.

Der ehemalige Reichsminiſter Dr. Hermes beſchäftigte ſich
beſonders mit unſerer Agrarkriſis. Techniſche Ratio-
naliſierung und Verbeſſerung der Abſatzorganiſation
ſei der einzige Ausweg. Die erhöhte Rentabilität der Milchwirt-
ſchaft ſei ein Beweis für die Möglichkeit von Verbeſſerungen.
(Hiergegen wäre freilich zu erwähnen, daß die Milcherzeugung
in weit geringerem Maße von der Ueberſee- Konkurrenz zu
leiden hat, als z. B. der Getreidebau.)

Dr. Hamm, der frühere bayeriſche Handels und Reichs-
wirtſchaftsminiſter hob die Notwendigkeit größerer Publizität der
Privatwirtſchaft hervor. Den Vorwurf einer „mammo-
niſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung“, der ſo oft der
Privatwirtſchaft gemacht wird, wies der Redner zurück. Wir wür-

den zwar kein „laissez faire Prinzip“ ertragen können, aber das
Ueberhandnehmen unnötiger Einmiſchung der öffent-
lichen Gewalt ſei ein großes Hindernis für den raſchen
Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft. Jnsbeſondere ſei der öffent-
liche Auf wand ſtark zu beſchneiden.

Dr. v. Siemens behandelte in eingehender Ausführung
die Tarifpolitik der Reichseiſenbahn. Nach derStruktur ihrer Bilanzaufmachung und ihrer Finanzpolitik dürfe
die Eiſenbahn unter keinen Umſtänden mit Verluſten abſchließen.
Bei drohender Gefahr eines Verluſtes müſſen alſo die Ein
nahmen erhöht werden und dies ſei unter Umſtänden nur
durch eine Tariferhöhung möglich.

Endlich nahm der Jnduſtrie- und Handelstag eine umfang-
reiche Entſchließung an, die alle in der letzten Zeit von
der Wirtſchaft geäußrten Wünſche zuſammenfaßt. Vom grund-
ſätzlichen Bekenntinis zur Privatwirtſchaftsord-
nung ausgehend ſeien vor allem die Entlaſtung von öffentlichen
Abgaben zu fordern. Eingriffe des Staates in die Lohnent-
wicklung müßten auf das äußerſte beſchränkt werden. Der
Landwirtſchaft wird auch hier der gute Rat der plan-
mäßigen Steigerung der Erzeugung gegeben.

Ueberblickt man die große Zahl von Wünſchen und For-
derungen, ſo kann man ſich des Eindrucks doch nicht erwehren,
daß hier des geſchloſſenen Auftretens zuliebe einfach ſo gut wie
alle Wünſche, die irgendwie in der Wirtſchaft auftauchen, zu
ſammengeſtellte ſind, auch dann, wenn ſie ſich offenſichtlich gegen
ſeitig zwar nicht widerſprechen, aber doch ausſchließen. Dr. Fr.

Wir berichten im Auszug:
Greppiner Werke. Jm Geſchäftsjahr 1927 hat die Geſell

ſchaft aus Kohlen und Briketts 2 155 300 (2 016 052) Rm. erlöſt.
Zinſen und ſonſtige Einnahmen betrugen 59 056 (82 470) Rm.
Hiervon beanſpruchten Handlungsunkoſten 119 771 (139 024) Rm.,
Steuern 96 734 (91 862) Rm., Betriebsausgaben 1 384 646
(1 319 798) Rm., ſoziale Beitrage 100 098 (71 955) Rm., ſo daß
ſich nach Abſchreibungen von 271 866 (222 884) Rm. zuſammen
mit dem 19852 Rm. betragenden Vortrag aus 1926 ein Rein-
gewinn von 261 899 (270 344) Rm. ergibt. Hieraus ſollen, wie
bereits mitgeteilt, u. a. wieder 10 Proz. Dividende ver-
teilt und 14 327 Rm. vorgetragen werden. Der Abſatz an Roh-
kohlen und Briketts im abgelaufenen Geſchäftsjahr wird als be
friedigend bezeichnet. Die Kohlenförderung erhöhte ſich von
549 508 Tonnen in 1926 auf 561977 Tonnen in 1927 und die
Briketterzeugung nahm von 59 172 Tonnen auf 73 085 Tonnen
zu. Das gegen Ende vorigen Jahres erworbene Tagebaufeld
Döbern wurde ergänzt. Es erſtreckt ſich auf über 1000 Morgen
und ſichert dem Unternehmen mit einem Kohleninhalt von

320 Mill. Hektoliter eine Lebensdauer von etwa 40 Jahren. Aus

den vorhandenen Mitteln hat man bei Abfaſſung des Geſchäfts
berihts bereits die Hälfte des Kaufpreiſes bezahlen können,
während der Reſt in Jahresraten bis zum Jahre 1938 zu ent
richten iſt. Dagegen wurde das unvberritzte Tiefbaufeld Werbelin
mit Nutzen gegen den Buchwert verkauft.

Zahlungsſchwierigkeiten der Mannheimer Gewerbebank. Seit
Dienstag hat die Mannheimer Gewerbebank, Mannheim, ihre
Zahlungen eingeſtellt. Wie wir hören, ſind einige e.
banken, die um Hilfe angegangen worden ſind, die Rheiniſche
Creditbank und Süddeutſche Disconto-Geſellſchaft, im Augenblick
damit beſchäftigt, den Status feſtzuſtellen. Die Schwierigkeiten
ſollen dadurch entſtanden ſein, daß das Jnſtitut an die Badiſche
Beamtenbank, Karlsruhe, ein Darlehen von 350 000 R.M.
hat, die dieſes Darlehen an ein induſtrielles Werk als Kredit
weitergegeben hatte. Das Werk konnte aber den Kredit nicht zu-
rückzahlen. Wie hoch die Forderungen ſind und ob die Schwierig-
keiten behoben werden können, läßt ſich im Augenblick noch nicht
überſehen.

Torgauer Glashütte A.G. Die zur Vopelius-Saar- Gruppe
gehörige Torgauer Glashütte A.G. hat zwecks Erweiterung ihres
Betriebes von der Stadt Torgau neben ihrer jetzigen Fabrik Ge
lände von 40 000 Quadratmeter angekauft.

Neuplazierung von Reichsſchatzwechſeln. Angeſichts der Ent
laſtung des Geldmarktes und des ſtarken Anlagebedarfs der
Banken, hat fich das Reichsfinanzminiſterium entſchloſſen, dem
Markt erneut Schatzwechſel zur Verfügung zu ſtellen. Geſtern
iſt bereits ein Betrag von etwa 5 Millionen Mark plaziert worden,
und, wie verlautet, iſt beabſichtigt, nach und nach etwa Schatz
wechſel im Geſamtbetrage von ungefähr 30 Millionen Mark zu
plazieren. Hierzu iſt zu ſagen, daß der Kaſſenbeſtand des Reiches
zur Beſtreitung des Extraordinariums ſtark in Anſpruch ge-
nommen werden mußte. Das Reich will nun einen Teil der
Mittel durch Verkauf von Schatzwechſeln mobiliſieren, obwohl ihm
bei der Reichsbank ein Kontokorrentdiskont in Höhe von 100 Mil
lionen Mark zur Verfügung ſteht. Das Reichsfinanzminiſterium
will jedoch dieſen Diskont nur zum Ausgleich der erforderlichen
Spitzenbeträge in Anſpruch nehmen. Begünſtigt wird dies noch
dadurch, daß die im Februar ausgegebenen Wechſel bereits im
Mai fällig ſind. Angeſichts der Entwicklung der Kaſſenlage muß
alſo über kurz oder lang doch eine ſtärkere Begebung von Schatz-
wechſeln ins Auge gefaßt werden. Alle dieſe Maßnahmen ſtehen
jedoch in keiner Weiſe mit dem Finanzprogramm der Reichs
regierung (Notprogramm, Liquidationsſchädenſchlußgeſetz uſw.)
im Zuſammenhang.

Reichstagung des Deutſchen Automobilhändler-Verbandes.
Der Deutſche Automobilhändler- Verband trat im Rathaus
zu Hannover zu einer Reichstagung zuſammen, der Vertreter
des Reichsverkehrs, des Reichsfinanz- und des preußiſchen Mini
ſteriums für Handel und Gewerbe Namens der drei
Miniſterien ſprach Miniſterialrat Pflug- Berlin begrüßende Worte
und betonte, daß die Miniſterien die Bedeutung des Automobil-
handels und ihres Verbandes durchaus zu würdigen wüßten. Der
Vorſitzende des Verbandes, Jngenieur KleinrathHannover,
hielt ein Referat über Kraftfahrzeughandel und gewerbe in der
deutſchen Geſamtwirtſchaft und betonte u. a., dem Jntereſſe des
Kraftfahrzeug hege Publikums zu dienen, ſei ausſchließlich
Sache des Kraftfahrzeughandels und gewerbes. Der Verband
müſſe es ablehnen, aß ſogenannte Sachverſtändigen
verbände zwiſchen den Handel und ſeine Abnehmer
ſtellten und die Beratung des Handels als unzweckmäßig, weil
„intereſſegebende“ bezeichneten.

Holländiſcher Lokomotivenauftrag an die deutſche Jnduſtrie.
Der langumſtrittene Auftrag der holländiſchen Regierung für
den Bau von zehn Lokomotiven iſt nunmehr doch auf Grund der
billigeren Angebote der deutſchen Lokomotiveninduſtrie zu
gefallen. Fünf Lokomotiven ſoll die Hohenzollern A.G. für
Lokomotivbau in Düſſeldorf liefern, die reſtlichen fünf wird
vorausſichtlich die Berliner Maſchinen-A.-G. vorm. L. Schwartz
kopff bauen.

Lohnkämpfe in der hannoverſchen Metallinduſtrie. Jn der
hannoverſchen Metallinduſtrie iſt es von Lohnforderungen
u einer Streikbewegung gekommen, der ſich bisher etwa 1
rbeiter angeſchloſſen haben. Von der Streikbewegung wurden

vorläufig die Betriebe von Sorſt u. Co., Oſtermann u. Sohn, ſowie
einzelne Gruppen aus den Betrieben der Hanomag, Lindener
Eiſen und Stahlwerke, ſowie der Orion-Werke betroffen. Doch
kommen insgeſamt für die Bewegung etwa 15 000 Arbeiter in
Frage Da der Verband der Metallinduſtriellen auf dem Stand-
punkt ſteht, daß der Lohntarif noch nicht in allen Betrieben ab-
gelaufen iſt, hat er die Arbeiter unter Androhung der Aus-
ſperung zur Wiederaufnahme der Arbeit bis morgen auf-
e fordert. Die Arbeiterorganiſation betonen demgegenüber,

daß der Wochenſchluß in den einzelnen Betrieben ſehr verſchieden
liege und wollen die Auffaſſung der Arbeitgeber nicht anerkennen.
ch Streikbewegung dürfte infolgedeſſen bald weitere Kreiſe
ziehen.

Frankfurter Abendbörſe
Frankfurt, 19. April. Die Abendbörſe zeigte im Anſchluß an

die meiſt freundlichere Nachbörſe weitere Beſſerung, doch war
das Geſchäf: nicht umfangreich und beſchränkte ſich im weſentlichen
auf Deckungskäufe der Spekulation. Danatbank trat mit einer
2prozentigen Beſſerung hervor, ebenfalls Rheinſtahl, Bergmann,
Karſtadt und Cement Heidelberg. Für Waldhof hielt ſich vor
allem Jntereſſe, der hohe Frankfurter Nachbörſenkurs von 298
wurde noch überſchritten. J. G. Farben beſſerten ſich leicht. Am
Anleihemarkt waren Ablöſungsſchuld für Neubeſitz gefragt und
feſter, von Auslandsrenten blieben Serben mit 223 gefragt.
Jm Freiverkehr lagen amerikaniſche Kunſtſeidenwerte feſt.

Dividenden
Carl A. Schmidt, Dampfſäge-Werk, Erfurt 0 (0)
Deutſche Grundkredit-Bank, Gotha 8

n. A.) 4,5
Deutſche Werft A.-G., Hamburg 6
Dittersd. Filz- und Kratzentuchwerke A.G. 18
Dresdener Kaſſen-Verein A.G. 0 (0)
Elektra A.-G., Dresden 12 (10Mitteldeutſche Kunſtanſtalt, Heidenanu 0 (6
Poldihütte A.-G., Prag 8Ver. AluminiumW. A.-G., zu Cartawert (Lauſitz 9 (8)
Wollwarenfabrik „Mercur“, Liegnitz 12 (10)
AachenMünch. Feuerv. A.-G., Aachen (R.-M.) 20 (15) Vorſchlag

8A.G. Georg Cſrertf Salza (Hannover) 8 (8)
All. Verſ.-Geſ. f. See, Floß, u. Land.T., Dresden 15 (15)
Vergmann-Elektrizitäts-Werk A.-G., Berlin 9 (08)
Deutſche Holzwirtſchaftsbank, Berlin 4 (0)
Deutſche Zündholz-Verkaufs A.-G., Berlin 0 (0)
Erſte DonauDampfſch.-Geſ., Wien (per Aktiva) 6 Sch.
Jnnwerk Bayer. Aluminium-A.-G., München 6 (6
Oeſterreichiſche Kreditanſtalt, Wien 10 (10
Porzellanfabrik Ph. Roſenthal u. Co., Berlin 7 (65
Speditions- u. Elbſchiff-Kontor, Schönebeck 7
Speditionsverein, Wallwitzhofen 4
Thüringer Wollgarnſpinnerei, Leipgig 14 (12
Transatlantiſche Güterverſ.-Geſ., Berlin 12 (16

Börſen und Kursberichte im Abendblatt
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